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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Drei Tage nachdem die Schweizer Stimmbevölkerung am 7. März 2021 das E-ID-Gesetz
an der Urne verworfen hatte, reichten Verfechterinnen und Verfechter einer
staatlichen Lösung aus allen politischen Lagern sechs gleichlautende Motionen für eine
«vertrauenswürdige staatliche E-ID» ein. Gerhard Andrey (gp, FR; Mo. 21.3124), Franz
Grüter (svp, LU; Mo. 21.3125), Min Li Marti (sp, ZH; Mo. 21.3126), Jörg Mäder (glp, ZH; Mo.
21.3127), Simon Stadler (mitte, UR; Mo. 21.3128) sowie die FDP-Liberale-Fraktion (Mo.
21.3129) argumentierten übereinstimmend, die Volksabstimmung habe deutlich gezeigt,
dass sich die Bevölkerung eine E-ID wünsche, aber deren Herausgabe und Betrieb nicht
privaten Unternehmen überlassen werden dürfe. Nur wenn der Staat dafür zuständig
sei, könne die E-ID Vertrauen und Akzeptanz der Nutzerinnen und Nutzer geniessen.
Die Vorstösse enthielten demzufolge den Auftrag an den Bundesrat, eine staatliche E-ID
zu schaffen, die insbesondere die Grundsätze der «privacy by design», der
Datensparsamkeit und der dezentralen Datenspeicherung einhalten soll.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motionen. Bundesrätin Karin Keller-Sutter
interpretierte das Abstimmungsresultat gleich wie die Motionärinnen und Motionäre
und erklärte, der Bundesrat wolle so rasch wie möglich einen neuen Vorschlag für eine
E-ID präsentieren. Ende Mai habe er deshalb das EJPD bereits mit der Ausarbeitung
eines Grobkonzepts beauftragt. Die daraus resultierende Auslegeordnung
verschiedener staatlicher Lösungsansätze befinde sich momentan in öffentlicher
Konsultation. Basierend darauf wolle der Bundesrat voraussichtlich Mitte 2022 ein
neues E-ID-Gesetz in die Vernehmlassung schicken, führte die EJPD-Chefin im
Nationalratsplenum aus.
Für etwas Dissonanz in all dem Einklang sorgte Jean-Luc Addor (svp, VS), der die
Vorstösse bekämpfte. Er sah den Ursprung des Misstrauens vonseiten der
Stimmbevölkerung nicht in der privatwirtschaftlichen Natur des abgelehnten
Vorschlags, weshalb es die falsche Schlussfolgerung sei, nun alles dem Staat überlassen
zu wollen. Auch die Zentralisierung und der Datenschutz seien wichtige Fragen für die
Konzeption der E-ID. Erfahrungen hätten zudem gezeigt, dass der Bund auch kein
«unerschütterliches Vertrauen» bei der erfolgreichen Durchführung von IT-Projekten
geniesse. Ausserhalb seiner eigenen Fraktion verfing die Kritik Addors allerdings nicht.
Die grosse Kammer nahm die sechs Motionen in der Herbstsession 2021 mit 145 zu 39
Stimmen bei 7 Enthaltungen an. Ausser der SVP stimmten alle Fraktionen geschlossen
dafür. 1

MOTION
DATUM: 14.09.2021
KARIN FRICK

In der Sommersession 2022 folgte der Ständerat dem Nationalrat und nahm sechs
gleichlautende Motionen für eine «vertrauenswürdige staatliche E-ID» an. Gerhard
Andrey (gp, FR; Mo. 21.3124), Franz Grüter (svp, LU; Mo. 21.3125), Min Li Marti (sp, ZH;
Mo. 21.3126), Jörg Mäder (glp, ZH; Mo. 21.3127), Simon Stadler (mitte, UR; Mo. 21.3128)
sowie die FDP-Liberale-Fraktion (Mo. 21.3129) argumentierten übereinstimmend, dass
die Volksabstimmung vom 7. März 2021 über die E-ID den Bedarf an einer staatlichen
Lösung aufgezeigt habe. Auch die einstimmige RK-SR und der Bundesrat empfahlen die
Motionen zur Annahme. Karin Keller-Sutter verwies überdies auf die schnelle
Wiederaufnahme des Themas durch das EJPD nach dem Volks-Nein und stellte in
Aussicht, dass noch im Sommer 2022 die Vernehmlassung zu einem neuen E-ID-Gesetz
eröffnet werde. Ebenso sprach sich SGV-Präsident Hannes Germann (svp, SH) für eine
staatliche Lösung aus, da es diese in Zusammenarbeit mit den Kantonen und
Gemeinden ermögliche, die wichtigsten Behördendienstleistungen rund um die Uhr
digital anzubieten. Medial äusserte sich beispielsweise auch Patrick Stähli, Präsident
des Vereins Digitale Gesellschaft Schweiz, positiv und betonte, die Schweiz dürfe in
diesem Bereich nicht abgehängt werden. Die Motionen wurden daraufhin
stillschweigend überwiesen. 2

MOTION
DATUM: 13.06.2022
LUKAS LÜTOLF
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Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Wie soll die Arbeitsorganisation des Parlamentes geregelt werden?  Diese Frage wurde
in verschiedenen allerdings erfolglosen Vorstössen immer wieder gestellt, etwa indem
eine Änderung der Sessionsrhythmen gefordert wird, um die Vereinbarkeit der
Parlamentsarbeit mit Familie und Beruf zu verbessern. Neu und in Form einer
parlamentarischen Initiative stellte Ada Marra (sp, VD) im Oktober 2020 die Forderung
auf, dass der Versammlungsrhythmus so angepasst werden solle, dass das Parlament
auch im Krisenfall rasch tagen könnte. Die SPK-NR gab der Initiative im Mai 2021, wenn
auch nur knapp mit 12 zu 11 Stimmen (bei 1 Enthaltung), Folge. Sie erachte den Vorstoss
als Auftrag, den Sitzungsrhythmus generell zu analysieren. Im Gegensatz dazu empfahl
die Kommission eine parlamentarische Initiative von Jörg Mäder (glp, ZH; Pa.Iv. 20.460),
die eine monatliche Wochensession in Krisenzeiten vorschlug, zur Ablehnung. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.05.2021
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

«Was [in der Pandemie] nur mangelhaft funktioniert hat, ist die Rolle des Parlaments»,
urteilte Jörg Mäder (glp, ZH) und machte die Ursache dafür im vierteljährlichen
Sessionsrhythmus aus. In ausserordentlichen Lagen müsse sich die
Bundesversammlung monatlich treffen, verlangte er folglich in einer
parlamentarischen Initiative. Statt vier mal drei Wochen pro Jahr solle in solchen
Ausnahmesituationen pro Monat eine wöchentliche Session organisiert werden. Am
zeitlichen Aufwand würde sich damit nichts ändern, aber der Austausch mit der
Exekutive könnte stark verbessert und Entscheidungen zeitnaher gefällt werden. 
Als schlecht umsetzbar wurde dieser Vorschlag allerdings von der SPK-NR beurteilt. Es
sei nicht im Vornherein klar, wann eine Krisensituation die Änderung des
Sessionsrhythmus anzeige. Eine zu kurzfristige Änderung wäre aber für viele
Parlamentsmitglieder wohl schwierig einzurichten. Zudem bestehe mit dem Instrument
der ausserordentlichen Session bereits jetzt die nötige Flexibilität, um die
Bundesversammlung zu einem geeigneten Zeitpunkt und für eine zu definierende Dauer
einzuberufen. Mit 17 zu 3 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) empfahl die Kommission
deshalb, der Initiative keine Folge zu geben. Eine 124 zu 51-Mehrheit (bei 4
Enthaltungen) des Nationalrats folgte dieser Empfehlung und versenkte den Vorstoss.
Neben der geschlossenen GLP-Fraktion stimmte auch die Mehrheit der SP-Fraktion und
ein Teil der GP-Fraktion für die Idee. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Obwohl der Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Für mehr Transparenz in der
Politikfinanzierung (Transparenz-Initiative)» auf gutem Wege war und das
Initiativkomitee bereits den Rückzug seines Initiativbegehrens angekündigt hatte, falls
sich die Räte auf die noch ausstehenden Differenzen einigen könnten, liess es sich der
Nationalrat nicht nehmen, in der Sommersession 2021 über besagtes Volksbegehren zu
debattieren. In nicht weniger als 59 Wortmeldungen wurde gestritten, ob es mehr
Transparenz in der Politikfinanzierung brauche, um das Vertrauen in die Politik zu
erhöhen, oder ob die Offenlegungspflichten mit den Besonderheiten des politischen
Systems der Schweiz unvereinbar seien, weil das Milizsystem auf Grund der fehlenden
staatlichen Parteienfinanzierung auf Spenden angewiesen sei. Hinterfragt wurden
zudem die Machbarkeit von Kontrollen und die Definition von Zuwendungen. 
Für mehr Transparenz argumentierte die Ratslinke: Nadine Masshardt (sp, BE), Mitglied
des Initiativkomitees, argumentierte, dass die Idee durchaus mit dem Milizsystem
vereinbar sei, weil lediglich Grossspenden offengelegt werden müssten: «Meine
Grossmutter, die meine Wahlkampagne mit 100 Franken unterstützt, oder auch der
Bäcker im Dorf, der 500 Franken an eine Abstimmungskampagne bezahlt, werden nicht
entblösst.» Samira Marti (sp, BL) ergänzte, dass Bürgerinnen und Bürger wissen
müssten, wer bei Wahlen und Abstimmungen mit grossen Geldsummen Einfluss auf die
Politik nehmen wolle. In die gleiche Kerbe schlug Irene Kälin (gp, AG), die zudem daran
erinnerte, dass die Schweiz aufgrund der mangelnden Transparenz in der
Politikfinanzierung immer wieder gerügt worden sei. Es seien «mutmasslich
ausländische Grosskonzerne wie Shell und BP, die über die Erdölvereinigung Avenergy
Suisse den Abstimmungskampf gegen das CO2-Gesetz massgeblich mitfinanzieren»
würden, erörterte Céline Widmer (sp, ZH) ein aktuelles Beispiel. Weil die
Kampagnenfinanzierung aber bisher geheim sei, könne man darüber nur spekulieren.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.06.2021
MARC BÜHLMANN
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Gerade in Abstimmungskampagnen müsse aber Transparenz darüber herrschen, woher
Grossspenden stammten. 
Die Ratsrechte echauffierte sich hingegen etwa in der Person von Gregor Rutz (svp,
ZH), mehr Transparenz bringe nicht mehr Vertrauen, sondern im Gegenteil mehr
Misstrauen, weil hinter jeder Grossspende Korruption vermutet werde. Es gehe den
Initianten letztlich um die Einführung eines Berufsparlaments und einer staatlichen
Parteienfinanzierung. Es gebe keine Probleme, die mit mehr Transparenz gelöst werden
müssten, fand auch Thomas Burgherr (svp, AG). Hier würden «Probleme anderer Länder
auf unser eigenes übertragen». Eigenverantwortung und Vertrauen in der Bevölkerung
gehe verloren, wenn Politik nicht mehr anonym unterstützt werden könne und eine
«Amerikanisierung» der Politik verstärkt werde. Schliesslich stärke die durch eine
solche Regelung notwendige Kontrolle der Transparenzregeln nur die Bürokratie. Kurt
Fluri (fdp, SO) fragte rhetorisch, ob die Kenntnis der Spenden überhaupt
aufschlussreich sei: Es sei doch kaum zu erwarten, dass Grossspender entgegen ihren
eigenen Interessen Geld in Kampagnen steckten. Es gebe zudem vielfältige
Umgehungsmöglichkeiten, wie Sachleistungen, Zerstückelung von Beträgen oder das
Zwischenschalten von Vereinen oder Stiftungen, «die Parteispenden auf wunderbare
Art und Weise neutralisieren können». Forderung nach mehr Transparenz entspreche
deshalb keinem echten Problem, sondern einem «opportunistischen Zeitgeist». Auch
Andri Silberschmidt (fdp, ZH) gab  zu Protokoll, dass er nicht davon ausgehe, dass die
Diskussionen um Transparenz in der Politikfinanzierung bald ein Ende nehmen würden.
Es sei unlängst bekannt geworden, dass die SVP und die SP «Finanzierungsgefässe in
Form von Stiftungen» geschaffen hätten, mit denen die Transparenzvorschriften
wahrscheinlich umgangen werden könnten, wodurch dann wieder neue Regeln nötig
würden.
Die Ratsmitte, etwa in Person von Gerhard Pfister (mitte, ZG), bedauerte, dass weder
mit der Initiative noch mit dem Gegenvorschlag vollständige Transparenz geschaffen
werde: Die «indirekte Parteienunterstützung», die etwa durch die Anstellung von
Parlamentsmitgliedern bei Interessenorganisationen oder NGOs erfolge, beeinflusse die
Politik wesentlich stärker als Parteispenden. Weitere Vorstösse würden deshalb wohl
folgen, die letztlich die Parteien weiter unter Druck setzen würden. Wollten die
Parteien ihrer vor allem aufgrund der direkten Demokratie wichtigen, aber aufwändigen
Arbeit weiter nachkommen, so müsse wohl irgendwann «staatliche finanzielle
Unterstützung» gefordert werden. Jörg Mäder (glp, ZH) bat darum, die Sache nicht zu
stark zu dramatisieren: «Wenn Sie also in Zukunft dank der neuen Regelung oder
anderweitig erfahren, dass der Velohändler Ihres Vertrauens einer anderen Partei
gespendet hat oder ein Wahlplakat eines anderen Kandidaten ins Schaufenster gehängt
hat, machen Sie doch bitte kein Drama daraus». Die Politik funktioniere in der Schweiz
vor allem auch deshalb gut, weil sie auf Zusammenarbeit und Vertrauen beruhe.
Information könne dies noch weiter fördern.
Auch weil der Gegenvorschlag auf gutem Wege sei, bat die Sprecherin der SPK-NR,
Marianne Binder-Keller (mitte, AG), den Rat, die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen,
was dieser schliesslich mit 110 zu 73 Stimmen auch tat. Entsprechend der Debatte
stimmten die geschlossenen Fraktionen der SP und der Grünen – unterstützt von 5
Angehörigen der Mitte-Fraktion – für eine Empfehlung auf Annahme der Initiative. 

In den Schlussabstimmungen am Ende der Sommersession 2021 empfahl der
Nationalrat die Initiative mit 121 zu 73 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und der Ständerat
mit 29 zu 14 (bei 1 Enthaltung) zur Ablehnung. Auch in der kleinen Kammer, die das
Begehren bereits in der Wintersession 2019 debattiert hatte, hatten sich die links-
grünen Parteien für eine Unterstützung der Volksinitiative ausgesprochen. 5

Wahlen
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Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Zürich kandidierten bei den Nationalratswahlen 2019 insgesamt 966
Personen auf 32 Listen. Der Frauenanteil unter den Kandidierenden betrug 43 Prozent.
Während die Anzahl Listen gegenüber 2015 leicht zurückging, bedeuteten die Zahl der
Kandidierenden und der Frauenanteil neue Höchstwerte. Zu vergeben waren im
bevölkerungsreichsten Kanton der Schweiz weiterhin 35 Sitze. 

Bei den Wahlen vor vier Jahren hatte sich entgegen dem nationalen Trend die SP als
Siegerin feiern lassen können. Sie hatte damals zwei zusätzliche Sitze gewonnen. Auch
die SVP und die FDP hatten zulegen können. Die Verteilung der 35 Zürcher
Nationalratssitze lautete seither: 12 SVP, 9 SP, 5 FDP, 3 GLP, 2 GPS, 2 CVP, 1 BDP, 1 EVP.
Die Ergebnisse der Kantonsratswahlen im März 2019 deuteten darauf hin, dass es für die
SVP schwierig werden könnte, bei den nationalen Wahlen im Oktober ihre zwölf Sitze zu
halten. Nach der veritablen Wahlschlappe bei den kantonalen Wahlen war auf Druck von
Parteidoyen Christoph Blocher fast die gesamte Parteileitung zurückgetreten. So stieg
die SVP mit einem jungen Interimspräsidenten, Patrick Walder, in den Wahlkampf. Die
Partei hatte zudem zwei Rücktritte zu verkraften – Jürg Stahl und Hans Egloff
verzichteten auf einen erneute Legislatur. Dafür gab bei der Volkspartei der 2015 nicht
wiedergewählte Christoph Mörgeli sein Comeback als Nationalratskandidat. Die SVP
verband dieses Jahr ihre Listen einzig mit der EDU. Die Gewinner bei den
Kantonsratswahlen waren die Grünliberalen und die Grünen gewesen. Die guten
Resultate und das aktuell heisseste Thema – die Klimapolitik – machten beiden Parteien
Hoffnung auf Sitzgewinne auch bei den nationalen Wahlen. Die beiden Zugpferde der
Zürcher Grünen – der Fraktionspräsident Balthasar Glättli und der ehemalige
Vizepräsident der Grünen Schweiz Bastien Girod – reihten sich auf der Hauptliste nur
auf den Plätzen drei und vier ein. Angeführt wurde die Liste von zwei Frauen – der
ehemaligen Nationalrätin Katharina Prelicz-Huber sowie Parteipräsidentin Marionna
Schlatter-Schmid. Auf der Liste vertreten war ursprünglich auch das bekannte Model
Tamy Glauser. Allerdings zog Glauser ihre Kandidatur zurück, nachdem sie mit einer
«sehr unbedarften Aussage» über die angeblich heilende Wirkung von Veganer-Blut auf
einer Online-Plattform heftige Reaktionen ausgelöst hatte. Die andere Partei der
Stunde, die Grünliberalen, hatten auf das Wahljahr hin ihre Parteispitze ausgewechselt.
Das junge Duo Nicola Forster und Corina Gredig bildeten neu ein Co-Präsidium. Dank
diesem frischen Wind und einer Listenverbindung mit der CVP, der BDP und der EVP
erhoffte sich die GLP, die angestrebten Sitzgewinne zu realisieren. Eine gänzlich andere
Stimmung herrschte derweil bei den Sozialdemokraten. Am meisten Schlagzeilen
generierte die SP im Wahljahr durch das parteiinterne Seilziehen über die künftige
politische Ausrichtung der Partei. Anhänger des sozialliberalen Flügels fühlten sich
dabei zunehmend marginalisiert. Der Konflikt führte schliesslich dazu, dass zuerst die
ehemalige Nationalrätin Chantal Galladé und danach der amtierende Nationalrat und
ehemalige Parteipräsident Daniel Frei aus der Partei austraten und zur GLP wechselten.
In Freis Fall geschah dies, nachdem die SP ihn bereits auf ihre Nationalratsliste gesetzt
hatte. Frei verzichtete letztlich ganz auf eine Teilnahme an den Nationalratswahlen.
Neben Verlusten von Parteiangehörigen und Wählerinnen und Wählern an die GLP
befürchteten die Genossen zusätzlich, dass linke Wechselwähler bei der «Klimawahl»
eher die Listenpartnerin, die Grünen, wählen würden und die SP so Sitze verlieren
könnte. Auch im Lager der Christdemokraten kam es zu einem Wirbel um eine
Personalie. Kathy Riklin (CVP) wurde nach zwanzig Jahren als Nationalrätin von ihrer
Partei nicht mehr nominiert. Stattdessen kandidierte Riklin für die Christlichsoziale
Vereinigung – mit geringen Chancen auf eine Wiederwahl. Bei der FDP kandidierte der
aufstrebende Jungpolitiker und ehemalige Präsident der Jungfreisinnigen, Andri
Silberschmidt. Da sämtliche fünf bisherigen Freisinnigen erneut zur Wahl antraten,
erklärte die FDP offiziell den Gewinn eines Sitzes zum Ziel. Trotz dieses hochgesteckten
Ziels ging die FDP keine Listenverbindung mit anderen Parteien ein. Die Zürcher EVP ist
seit 100 Jahren fast ausnahmslos im Nationalrat vertreten, da sie auf eine treue
Wählerschaft zählen kann. Ihr Sitz schien daher auch dieses Jahr nicht in Gefahr. Ganz
anders sah die Ausgangslage bei der anderen Partei aus, welche 2015 einen Sitz geholt
hatte: Bei der BDP ging es ums politische Überleben, nachdem die Partei im März bei
den kantonalen Wahlen alle ihre fünf Sitze im Kantonsparlament verloren hatte.

Am Wahlsonntag dominierte die Farbe Grün. Sowohl die Grünen (+7.2 Prozentpunkte,
neu 14.1%) als auch die Grünliberalen (+5.8 Prozentpunkte, neu 14.0%) konnten ihre
Wähleranteile deutlich ausbauen und gewannen je drei zusätzliche Sitze. Für die
Grünen zog neben den beiden Bisherigen und den Spitzenkandidatinnen Schlatter-
Schmid und Perlicz-Huber auch noch Meret Schneider in die Grosse Kammer ein. Bei
den Grünliberalen gab es nach dem Rücktritt von Thomas Weibel sogar Platz für vier

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER
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neue Gesichter. Corina Gredig, Jörg Mäder, Judith Bellaïche und Barbara Schaffner
vertreten neu den Kanton Zürich in Bundesbern. Co-Präsident Nicola Forster verpasste
den Einzug ins Parlament nur knapp. Auf der Verliererseite befanden sich die SVP und
die SP, welche je zwei Sitze abgeben mussten. Am meisten Wähleranteile verlor die SP (-
4.1 Prozentpunkte, neu 17.3%). Trotzdem schaffte eine neue Sozialdemokratin den
Sprung in den Nationalrat, denn Céline Widmer setzte sich gleich vor zwei bisherige
Nationalräte – Martin Naef und Thomas Hardegger –, die beide die Wiederwahl
verpassten. Die SVP verlor beinahe so viele Wählerprozente (-4.0 Prozentpunkte, neu
26.7%) wie die SP. Während Martin Haab, der erst im Juni für Jürg Stahl nachgerutscht
war, sein Mandat verteidigen konnte, verpasste Claudio Zanetti nach nur einer
Legislatur im Nationalrat seine Wiederwahl. Auch Christoph Mörgeli verpasste seinen
Wiedereinzug in die Grosse Kammer. Ebenfalls zu den Verlierern des Tages gehörten die
CVP und die BDP. Die CVP konnte ihren Wähleranteil zwar leicht ausbauen (+0.2
Prozentpunkte, neu 4.4%), verlor aber trotzdem einen ihrer beiden Sitze. Für die BDP
verkam die Wahl zu einem veritablen Desaster. Sie verlor über die Hälfte ihres
Wähleranteils (neu 1.6%) und mit der Nicht-Wiederwahl von Rosmarie Quadranti war
die BDP Zürich ab sofort nicht mehr im Nationalrat vertreten. Die FDP verlor zwar 1.6
Prozentpunkte ihres Wähleranteils (neu 13.7%) und war damit neu nur noch die
fünftstärkste Kraft im Kanton, doch immerhin konnte sie ihre fünf Sitze verteidigen.
Andri Silberschmidt schaffte den Einzug ins Parlament und verdrängte damit den
Direktor des SGV Hans-Ulrich Bigler – eine herbe Niederlage für den Gewerbeverband,
da neben Bigler auch Verbandspräsident Jean-François Rime (svp, FR) abgewählt
wurde. Die EVP (+0.2 Prozentpunkte, neu 3.3%) verteidigte den Sitz von Niklaus Gugger
problemlos. Das beste Resultat aller Kandidierenden erzielte Roger Köppel (svp) mit
121'098 Stimmen. Die Zusammensetzung der Zürcher Nationalratsdelegation lautete
damit neu: 10 SVP, 7 SP, 6 GLP, 5 GP, 5 FDP, 1 CVP, 1 EVP. Der Frauenanteil unter den
Gewählten betrug neu 45.7 Prozent. Die Stimmbeteiligung fiel gegenüber 2015 um 2.8
Prozentpunkte (2019: 44.4%). 6

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geldpolitik

Mittels Postulat forderte Nationalrat Jörg Mäder (glp, ZH) eine Abklärung, welche
Grundlagen geschaffen werden müssten, um mit dem GNU-Taler ein anonymes
elektronisches Bezahlsystem der SNB einzuführen und in welchem Zeitraum dies
machbar wäre. Der Bericht soll dabei insbesondere auf Aspekte wie die Zuverlässigkeit,
die Skalierbarkeit, den Diebstahl und den Steuer-Betrug eingehen. Der GNU-Taler,
welcher sich vor allem für kleinere Alltagstransaktionen eigne, sei ein elektronisches
Abbild des Schweizer Frankens, das nicht von Währungsrisiken betroffen sei und das
von deren Besitzenden vollständig anonym eingesetzt werden könne. 
Wie Finanzministerin Karin Keller-Sutter in der Herbstsession 2023 einwendete, habe
der Bundesrat die Einführung eines anonymen elektronischen Bezahlsystems bereits in
seinem Bericht «Digitales Zentralbankgeld» geprüft und sei dabei zum Schluss
gekommen, dass dessen Einführung Gesetzesanpassungen voraussetze, die sich je nach
Auslegung erheblich unterschieden. Er erachte eine erneute Prüfung von allfälligen
Gesetzesanpassungen als wenig zielführend und beantrage deshalb die Ablehnung.
Diesem Antrag folgte eine Mehrheit des Nationalrats, bestehend aus Mitgliedern der
SVP-, der FDP- und der Mitte-Fraktionen in der Herbstsession 2023, die das Postulat
mit 104 zu 85 Stimmen bei einer Enthaltung ablehnte. 7
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Afin d'anticiper le risque de pénurie d'électricité, le député Jörg Mäder (pvl, ZH) estime
qu'il faut renforcer les incitations aux économies d'énergie. Dans cette optique, il
propose que les entreprises qui peuvent prouver qu'elles ont adopté des mesures
d'efficacité énergétique précoces et durables soient exemptées de contingentement
en cas de crise grave de pénurie d'électricité. 
Le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion. S'il reconnaît que le risque de
pénurie d'électricité existe et que l'efficacité énergétique demeure une pierre
angulaire de la Stratégie énergétique 2050, il estime indispensable que l'ensemble des
consommateurs d'électricité contribuent à l'effort commun en cas de pénurie. En
effet, un régime dérogatoire annihilerait les efforts communs et l'efficacité des
mesures de contingentement. À moyen-terme, la mise en application de la motion
rendrait obsolète l'une des mesures phares de l'Approvisionnement économique du
pays (AEP). Dans sa réponse, le Conseil fédéral a également pointé du doigt le fardeau
administratif d'une telle mesure. 
Malgré les réticences du gouvernement, la motion a été adoptée à la chambre du
peuple par 105 voix contre 82 et 3 abstentions. Le député vert'libéral a reçu le soutien
des Vert.e.s (26), du PS (38), du Centre (25) et de son groupe Vert'libéral (16). 8

MOTION
DATUM: 20.09.2023
GUILLAUME ZUMOFEN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

In der Sommersession 2022 setzte sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative Aeschi (svp, ZG) zur Erhebung der Nationalität der stationär aufgenommenen
Patientinnen und Patienten in Schweizer Krankenhäusern auseinander. Andreas
Glarner (svp, AG) erklärte für die Minderheit der SGK-NR, dass die Bevölkerung, welche
für «diese ganze Geschichte» aufkommen müsse, ein Anrecht darauf habe zu wissen,
wer hospitalisiert werde und «allenfalls überdurchschnittliche Leistungen»
beanspruche. Die Erhebung der Spitäler basierten auf Selbstdeklarationen. In Zukunft
sollen die Angaben jedoch geprüft und systematisch angegangen werden. Weiter stellte
Glarner die Frage, was denn gegen das Anliegen spreche und ob man etwa
«unangenehme Wahrheiten» fürchte. Für die Kommissionsmehrheit ergriff Jörg Mäder
(glp, ZH) das Wort. Er bestätigte zwar unter anderem, dass die Nationalitätsangaben in
erster Linie Selbstdeklarationen seien, und wies auf Unterschiede in der
Datenerhebung zwischen den Spitälern hin. Dennoch sei die SGK-NR der Auffassung,
dass die Erhebungsmethodik angebracht sei. Denn eine strengere Reglementierung
gehe mit einem grösseren administrativen Aufwand einher, welche mit dem bestenfalls
minimalen Erkenntnisgewinn nicht aufgewogen werden könne. Bestehe zudem wirklich
das Interesse, Erkenntnisse bezüglich Hospitalisierung von Covid-19-Patientinnen und
-Patienten zu erlangen, müssten neben der Nationalität weitere Variablen wie
beispielsweise der soziodemografische Status erfasst werden. Mit 136 zu 50 Stimmen
sprach sich die grosse Kammer gegen Folgegeben aus. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.06.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Herbstsession 2022 befasste sich der Nationalrat erneut mit der
parlamentarischen Initiative Weibel (glp, ZH), welche eine Gebühr für Bagatellfälle in
der Spitalnotfallaufnahme verlangte. Eine Mehrheit der vorberatenden SGK-NR hatte
ihrem Rat die Abschreibung der Initiative beantragt. Flavia Wasserfallen (sp, BE)
begründete den Sinneswandel der Kommission – ursprünglich hatte sich diese für
Folgegeben ausgesprochen – unter anderem mit dem Mangel an Hausärztinnen und
Hausärzten, welcher dazu führe, dass sich Personen in erster Instanz an
Notfallstationen wenden würden. Zudem stellten Notfallstationen gerade für Menschen
in prekärer Situation «oft die erste und einzige medizinische Anlaufstelle» dar. Wichtig
sei die Organisation der vorgelagerten Triagesituation, mit der eine Entlastung der
Stationen bewirkt werden könne. Eine Minderheit rund um Jörg Mäder (glp, ZH) wollte
hingegen an der parlamentarischen Initiative festhalten, da man die teuren Ressourcen
der Notfallstationen effizient nutzen müsse. Der zusätzliche administrative Aufwand
könne durch die Zeitersparnis durch die abnehmende Zahl an Bagatellfällen und
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allenfalls durch digitalen Fortschritt aufgewogen werden. Mit 114 zu 71 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) folgte die grosse Kammer der Minderheit und schrieb die Initiative nicht
ab. 10

Ärzte und Pflegepersonal

Jörg Mäder (glp, ZH) störte sich im September 2020 daran, dass Spitäler Ärztinnen oder
Ärzten Vergütungen für mengenmässige Ziele zukommen lassen – sowohl internen
Ärztinnen und Ärzten bei Durchführung von Behandlungen als auch externen bei
Vermittlung von Patientinnen und Patienten. Da Studien gezeigt hätten, dass
mengenbezogene Entschädigungen bei der Ärzteschaft die Anzahl Eingriffe erhöhe –
auch die Expertengruppe hatte diesen Aspekt hervorgehoben –, sollen solche Spitäler
zukünftig von der Spitalliste gestrichen werden, forderte Mäder in einer Motion. Im
September 2022 behandelte der Nationalrat das Anliegen. Obwohl
Gesundheitsminister Berset erklärt hatte, dass das Anliegen in einer zwischenzeitlich
verabschiedeten Verordnungsänderung umgesetzt worden sei, nahm der Nationalrat
die Motion mit 112 zu 75 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. 11

MOTION
DATUM: 27.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Die Motion «Keine mengenbezogenen Lohnanreize für Spitalärzte» von Jörg Mäder
(glp, ZH) stand in der Sommersession 2023 auf der Traktandenliste der Ständerats. Für
die Mehrheit der SGK-SR tat Erich Ettlin (mitte, OW) zwar die Unterstützung für das
Anliegen kund, beantragte aber gleichzeitig die Ablehnung des Geschäfts. Er
begründete diese Haltung mit den bereits vom Bundesrat ergriffenen Massnahmen
bezüglich Vorgaben zu Lohnsystemen in den Spitälern. Eine Minderheit rund um
Mathilde Crevoisier Crelier (sp, JU) sprach sich hingegen für die Annahme des
Vorstosses aus. Die Jurassierin beabsichtigte damit, die Kantone bei deren Arbeiten zu
unterstützen und so sicherzustellen, dass mengenabhängige Vergütungssysteme bald
landesweit verboten seien. Damit blieb sie bei ihren Ratskolleginnen und Ratskollegen
jedoch ohne Erfolg. Das Stöckli schickte die Motion mit 26 zu 10 Stimmen bachab. 12

MOTION
DATUM: 08.06.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Nachdem der Nationalrat in der Sondersession 2020 bereits das Paket 1b behandelt
hatte, machte er sich in der Wintersession 2020 an die Differenzbereinigung zum Paket
1a des ersten Massnahmenpakets zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen.
Stillschweigend pflichtete er dem Zweitrat bei, dass bei einer entsprechenden
Abmachung zwischen Versicherungen und Leistungserbringenden auch die
Versicherung für die Übermittlung der Rechnungen zuständig sein kann. Alle übrigen
Fragen waren hingegen umstritten.
Bei der Frage der Patientenpauschale waren sich National- und Ständerat zwar einig,
dass Pauschalen auch bei ambulanten Behandlungen eingeführt werden sollen,
entgegen dem Nationalrat hatte es der Ständerat aber abgelehnt, diese auf national
einheitliche Tarifstrukturen zu stellen. Die Mehrheit der SGK-NR wollte diesbezüglich an
der bisherigen Position des Nationalrats festhalten, um so eine gleiche Tarifierung von
medizinischen Leistungen bei ambulanten oder stationären Behandlungen zu
erleichtern, wie Ruth Humbel (cvp, AG) und Pierre-Yves Maillard (sp, VD) für die
Kommission erklärten. Eine Minderheit de Courten (svp, BL) beantragte, dem Ständerat
zuzustimmen, um die pauschale Leistungsabgeltung im ambulanten Bereich nicht zu
verkomplizieren. Umstritten war überdies die Frage, ob der Bundesrat gewisse
Pauschaltarife von der Pflicht der einheitlichen Tarifstruktur ausnehmen können sollte,
wie eine Minderheit Gysi (sp, SG) weiterhin forderte, während die
Kommissionsmehrheit darauf verzichten wollte. In beiden Fragen folgte der Rat der
Kommissionsmehrheit (mit 134 zu 51 Stimmen bei 2 Enthaltungen und 119 zu 70
Stimmen). 
Auch die Organisation der Tarifstrukturen war weiterhin umstritten. Zwar pflichtete der
Nationalrat dem Ständerat bei, dass der Bundesrat nur dann in die Organisation der
Tarifstrukturen eingreifen können sollte, wenn keine solche bestehe oder sie nicht den
gesetzlichen Anforderungen entspricht. Auch für den Fall, dass sich
Leistungserbringende und Versicherungen nicht einigen können, sollte der Bundesrat
eingreifen können; hier wollten ihn Ständerat und eine Minderheit de Courten jedoch
dazu verpflichten, die Tarifautonomie der Tarifpartner wahren zu müssen. Hier gehe es
ja gerade um diejenigen Fälle, bei denen sich die Tarifpartner nicht einigen könnten,
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betonten die Kommissionssprechenden, entsprechend mache es keinen Sinn, hier die
Tarifautonomie zu wahren. Mit 136 zu 51 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der Rat der
Kommissionsmehrheit und lehnte die Wahrung der Tarifautonomie gegen die
geschlossen stimmende SVP-Fraktion ab.
In der ersten Behandlungsrunde hatte der Nationalrat dem Entwurf eine Regelung für
finanzielle Unterstützung von Organisationen und Patientenstellen, welche den
Individuen bei der Rechnungskontrolle helfen, beigefügt; der Ständerat hatte diese
jedoch wieder gestrichen. Nun beabsichtigte die SGK-NR, auf die entsprechende
Unterstützung zu verzichten; stattdessen sollen sich die Tarifpartner auf eine einfache,
verständliche Rechnungsstellung einigen, betonte Humbel. Eine Minderheit Gysi wollte
hingegen an der ursprünglichen Formulierung festhalten, während eine Minderheit
Mäder (glp, ZH) eine Präzisierung vorschlug: Nur Organisationen, welche
«statutengemäss und organisatorisch unabhängig» sind, sollten subsidiär unterstützt
werden. Deutlich (mit 108 zu 83 Stimmen) entschied sich der Nationalrat gegen die
finanzielle Unterstützung, nachdem sich der Minderheitsantrag Gysi zuvor knapp mit 96
zu 95 Stimmen gegen den Minderheitsantrag Mäder durchgesetzt hatte. 
Zum Schluss blieb noch die Frage der Pilotprojekte, wo vor allem umstritten war, in
welchen Bereichen und zu welchem Zweck solche Projekte möglich sein sollten. Ruth
Humbel erklärte, dass der Ständerat den Artikel offener gefasst hatte als der Bundesrat
und der Nationalrat, dadurch aber das Legalitätsprinzip und die Verfassungsmässigkeit
verletzt habe, wie ein entsprechender Bericht des BJ gezeigt habe. Der Vorschlag der
Kommissionsmehrheit, welcher die betroffenen Bereiche ausdrücklich und ausführlich
auflistete, entspreche nun einer der vom BJ vorgeschlagenen Möglichkeiten. Eine
Minderheit de Courten beantragte hingegen eine möglichst schlanke Formulierung, die
jedoch die Rechte der Versicherten ausdrücklich wahren sollte. Eine Minderheit
Weichelt-Picard (al, ZG) wollte auf Pilotprojekte zur Übernahme von Leistungen im
Ausland verzichten, weil ältere und kranke Personen nicht einfach ins Ausland
abgeschoben werden sollten, wie die Minderheitensprecherin betonte. Wie bereits in
der ersten nationalrätlichen Behandlung erneut auf Ablehnung einer Minderheit
Prelicz-Huber (gp, ZH) stiess die Möglichkeit, Projekte zur Einschränkung der freien
Arztwahl zu schaffen, während eine Minderheit Moret (fdp, VD) auch Projekte zur
Entschädigung von innovativen und neuen Behandlungsansätzen in die Liste aufnehmen
wollte. Deutlich folgte der Rat gegenüber allen Minderheiten dem Mehrheitsantrag. 13

In der Frühjahrssession 2021 bereinigte der Nationalrat die letzten Differenzen im
Bundesgesetz über die Datenweitergabe der Versicherungen in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung. Offen geblieben war noch die grundsätzliche Frage, wie
viele Informationen die Verwaltung erhalten soll. Hier standen sich zwei Modelle der
beiden Parlamentskammern gegenüber: Der Nationalrat wollte die Daten immer
aggregiert weitergegeben und somit nur ausnahmsweise, für klar definierte Zwecke und
unter Erfüllung von bestimmten Kriterien auch die Weitergabe von anonymisierten
Individualdaten erlauben. Nicht möglich wäre damit die Weitergabe von Individualdaten
in vordefinierten Situationen. Dies wollte jedoch der Ständerat ermöglichen: Zwar
sollten die Daten primär und wo immer möglich aggregiert weitergegeben werden,
jedoch sollten in vorgängig aufgelisteten Fällen auch anonymisierte Individualdaten
erhältlich sein. Die Mehrheit der SGK-NR wollte hier am Konzept des Nationalrats
festhalten, während eine Minderheit Mäder (glp, ZH) dem Ständerat beipflichten wollte.
Die Mehrheit fürchtete sich vor allem davor, dass aufgrund dieser sensiblen
Gesundheitsdaten Rückschlüsse auf einzelne Personen gezogen werden könnten. Diese
Gefahr erachtete Minderheitensprecher Mäder als klein, zumal jeweils nur einzelne
Datensätze geliefert würden und nicht mehrere Datensätze aus unterschiedlichen
Quellen, was eine Rückverfolgung der Individuen begünstigen würde. Der Nationalrat
folgte diesbezüglich mit 101 zu 83 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) der
Kommissionsminderheit und bereinigte somit diese zentrale Differenz im Sinne des
Ständerats. Gleichzeitig strich er damit auch die vom Nationalrat vorgeschlagenen
verbindlichen Bedingungen, die für eine Weitergabe der Individualdaten zwingend
erfüllt sein müssen. 
Uneinig waren sich National- und Ständerat auch bei der Frage der jährlichen
Datenlieferung. Hier beabsichtigte die Kommissionsmehrheit, dem Ständerat
zuzustimmen. Der Nationalrat hatte die Datenlieferung auf einmal jährlich begrenzt und
eine Pflicht für das zuständige Bundesamt, vorgängig den Zweck einer Datenlieferung
bekanntzugeben, geschaffen. Der Ständerat hatte hingegen argumentierte, dass neben
einer geplanten jährlichen Datenlieferungen in Ausnahmefällen auch häufigere
Lieferungen möglich sein sollten. Eine Minderheit Sauter (fdp, ZH) wollte zwar auf die
Beschränkung auf jährliche Datenlieferungen verzichten, die Notwendigkeit zur Angabe
des Zwecks jedoch beibehalten. Man dürfe diese Daten nicht aufgrund
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«irgendwelche[r] Informationsbedürfnisse» verlangen, es brauche einen
«wissenschaftliche[n] und ausgewiesene[n] Zweck». Philippe Nantermod (fdp, VS)
verwies hingegen für die Kommission auf die grosse Relevanz dieser Daten für die
Verwaltung. Mit 110 zu 82 Stimmen folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit und
somit dem Ständerat und bereinigte damit auch diesen letzten offenen Punkt des
Gesetzes.
Ende Session nahmen dann National- und Ständerat das Bundesgesetz über die
Datenweitergabe der Versicherer in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
mit 140 zu 55 Stimmen und 42 zu 0 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Die
Gegenstimmen im Nationalrat stammten von der SVP-Fraktion und einem Mitglied der
FDP-Fraktion. 14

In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat als Erstrat das neue Bundesgesetz
über die Regulierung der Versicherungsvermittlertätigkeit. Aufgrund der Motionen
Birrer-Heimo (sp, LU; Mo. 17.3956), Bruderer Wyss (sp, AG; Mo. 17.3964) und der SGK-SR
(Mo. 18.4091) habe der Bundesrat hier eine neue Regelung für eine verbindliche
Branchenlösung ausgearbeitet, erläuterte Jörg Mäder (glp, ZH) für die Kommission.
Gleichzeitig habe aber auch die Krankenkassenbranche eine «interne
Branchenvereinbarung» geschaffen. Diese sei seit Januar 2021 in Kraft und habe zu
einer Reduktion der jährlichen Klagen von 300 auf 80 geführt, sei aber nicht
allgemeinverbindlich. Aus diesem Grund brauche es eben auch die bundesrätliche
Vorlage, der die Kommissionsmehrheit grösstenteils folgen wolle. Die meisten
Fraktionssprechenden hiessen die Vorlage denn auch gut, einzig aus der SVP-Fraktion
kamen Stimmen, die das neue Gesetz als unnötig erachteten. Stattdessen schlug
Thomas de Courten (svp, BL) einen anderen Lösungsweg vor: «Sagen Sie einfach höflich
‹Nein, danke›, und legen Sie den Telefonhörer wieder auf – Problem gelöst.» Eintreten
wurde jedoch ohne Gegenantrag beschlossen. 
In der Detailberatung schlug die Kommissionsmehrheit eine Einschränkung der
bundesrätlichen Regelung vor. So sollten die Regelungen bezüglich Ausbildung und
Einschränkung der Entlöhnung von Vermittlerinnen und Vermittlern auf externe Broker
beschränkt werden, wodurch von den Versicherungen direkt angestellte Personen
davon ausgenommen wären. Ansonsten sei diese Massnahme ein schwerwiegender
Eingriff in die Entlohnung des internen Personals, argumentierte Benjamin Roduit
(mitte, VS) für die Kommissionsmehrheit. Zudem hätten die internen Mitarbeitenden
Interesse an langfristigen Beziehungen zu den Kunden, ergänzte Kommissionssprecher
Mäder. Eine Minderheit I Mäder verlangte hingegen, bei der bundesrätlichen,
umfassenderen Lösung zu bleiben. Diese Differenzierung sei «nicht im Sinne der
Bevölkerung oder der Motion», begründete Melanie Mettler (glp, BE) diesen Antrag.
Auch Gesundheitsminister Berset erachtete ihn als nicht nachvollziehbar. Damit könne
die neu geschaffene Regelung umgangen werden, warnte er. Mit 109 zu 84 Stimmen
setzte sich die Kommissionsmehrheit jedoch gegen die geschlossen stimmenden
Fraktionen der SP, der Grünen, der GLP und gegen die Mitglieder der EVP durch.
Alle übrigen Änderungsanträge lehnte der Nationalrat ab, darunter zwei Anträge für
weitere Einschränkungen der Regelungen, etwa den Vorschlag einer Minderheit Hess
(mitte, BE). Sie erachtete die Sanktionierungsmöglichkeiten als «unverhältnismässig
stark». Stattdessen sollen die Sanktionen von den Versicherungen selbst festgelegt und
vom Bundesrat allgemeinverbindlich erklärt werden. Gesundheitsminister Berset
erwiderte jedoch, dass der Bundesrat keine privat festgelegten Strafen als
allgemeinverbindlich erklären könne, und der Nationalrat lehnte den Minderheitsantrag
mit 113 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Er war bei der SVP- und der Mitte-Fraktion,
mit Ausnahme der EVP, auf Zustimmung gestossen. Auch einen Antrag Sauter (fdp, ZH),
die neuen Regelungen auf die Grundversicherung zu beschränken und die
Zusatzversicherungen davon auszunehmen, lehnte die Mehrheit des Nationalrats ab
(108 zu 87 Stimmen bei 1 Enthaltung). 
Erfolglos blieben auch die Mitglieder der linksgrünen Parteien beim Versuch, den
bundesrätlichen Vorschlag verbindlicher zu machen respektive die Regelungen
auszuweiten. Eine Minderheit Gysi (sp, SG) verlangte, dass die Branchenvereinbarung
verbindlich erklärt werden muss, nicht nur kann. Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) wollte
darüber hinaus sicherstellen, dass in zwei Jahren eine allgemeinverbindliche Regelung
besteht – ansonsten solle der Bundesrat eingreifen. Beide Anträge scheiterten im Rat
(mit 125 zu 68 Stimmen respektive 124 zu 68 Stimmen) und wurden nur von Mitgliedern
der SP, der Grünen und der EVP unterstützt – genauso wie ein Antrag von Flavia
Wasserfallen (sp, BE), Verträge, die durch einen Verstoss gegen das
allgemeinverbindlich erklärte Verbot entstanden seien, für nichtig zu erklären. Überdies
scheiterten auch die Anliegen, das «Schlupfloch» des Kaufs von Leads, bei dem die
Versicherungen mit Gutscheinen «Alibipreisverleihungen» durchführten, um an
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Adressen zu kommen, zu schliessen (Minderheit Flavia Wasserfallen) sowie die
Werbeausgaben auf maximal 0.3 Prozent der Prämieneinnahmen zu begrenzen
(Minderheit Gysi) – sie wurden ebenfalls nur von der SP, den Grünen und der EVP
unterstützt.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 162 zu 12 Stimmen (bei
22 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Minderheiten der SVP-
und der FDP.Liberalen-Fraktion, die Enthaltungen von der Hälfte der Grünen-, einer
Minderheit der SP- und einem Mitglied der SVP-Fraktion. 15

In der Frühjahrssession 2022 behandelte der Nationalrat die fünf Standesinitiativen der
Kantone Tessin (Kt.Iv. 20.300), Genf (Kt.Iv. 20.304), Jura (Kt.Iv. 20.330), Freiburg (Kt.Iv.
20.333) und Neuenburg (Kt.Iv. 21.300) für einen stärkeren Einbezug der Kantone bei
der Genehmigung der Prämientarife – nicht jedoch eine in der Zwischenzeit ebenfalls
eingereichte Standesinitiative des Kantons Waadt (Kt.Iv. 21.323). Die Kommission hatte
zuvor mit 22 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltungen beantragt, den Standesinitiative keine
Folge zu geben. Kommissionssprecher Mäder (glp, ZH) beteuerte jedoch die
grundsätzliche Unterstützung des Anliegens durch die Kommission: Inhaltlich
befürworte man das Anliegen, verfolge dazu aber lieber die Motion Lombardi (damals
cvp, TI; Mo. 19.4180) weiter, welche im Nationalrat bereits angenommen worden sei.
Eine zusätzliche Weiterverfolgung der Standesinitiativen würde daher «einzig ein[en]
administrative[n] Mehraufwand ohne inhaltlichen Zusatznutzen» bedeuten.
Stillschweigend sprach sich die grosse Kammer bei allen fünf Standesinitiativen gegen
Folgegeben aus. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2022 setzte sich der Nationalrat als Erstrat mit der Prämien-
Entlastungs-Initiative der SP und dem bundesrätlichen indirekten Gegenvorschlag
auseinander. Thomas de Courten (svp, BL) und Benjamin Roduit (mitte, VS)
präsentierten dem Rat die beiden Vorlagen. Die SGK-NR habe «Vertretungen des
Initiativkomitees, der Kantone, der Versicherer und der Versicherten sowie der
Leistungserbringer» angehört und die Behandlung des Geschäfts in der Folge mit
demjenigen zur Kostenbremse-Initiative koordiniert, erläuterte de Courten. Dabei habe
sie – basierend auf dem Bundesratsvorschlag – ein «neues Modell zum Ausbau der
individuellen Prämienverbilligung» geschaffen. Gemäss diesem sollen die Kantone in
einem Sozialziel den maximalen Anteil der Prämien am verfügbaren Einkommen in
ihrem Kanton definieren und einen minimalen Gesamtbetrag zur Prämienverbilligung
festlegen. Diesen Gesamtbetrag dürfen sie auch für die Verlustscheine nicht bezahlter
Prämien einsetzen, nicht aber für Prämienverbilligungen für Beziehende von
Ergänzungsleistungen – deren Kosten kämen also noch zusätzlich hinzu. Dieser
Vorschlag wurde von der Kommission mit 16 zu 9 Stimmen gutgeheissen, während sie
mit 17 zu 8 Stimmen die Ablehnung der Initiative beantragte. Eine Minderheit Gysi (sp,
SG) forderte hingegen eine Empfehlung auf Annahme der Initiative. Gysi betonte als
Mitglied des Initiativkomitees, dass «die unsozialen Kopfprämien» für Personen mit
kleinen und mittleren Einkommen eine nicht mehr tragbare Belastung darstellten – sie
müssten bis zu 20 Prozent ihrer Einkommen für die Krankenkassenprämien ausgeben.
Obwohl die Prämien seit 1995 um 142 Prozent gestiegen seien, gäben heute zudem
einige Kantone weniger Geld für die Prämienverbilligungen aus als noch vor zehn
Jahren. Der indirekte Gegenvorschlag sei diesbezüglich lediglich «ein Tropfen auf den
heissen Stein». 
Eine Minderheit de Courten beantragte, nicht auf den Gegenvorschlag einzutreten. Die
Kosten der Prämienverbilligungen seien bereits von CHF 1.5 Mrd. auf CHF 5 Mrd.
jährlich angestiegen und würden mit dem Gegenvorschlag noch weiter steigen. Der
Vorschlag des Bundesrates verringere die Prämienkosten nicht – zumal der «Druck auf
die Prämienzahlenden» sinke, wenn jemand anderes für ihre Prämien aufkomme.
Neben dem Nichteintretensantrag legte die SVP-Fraktion weitere Minderheitsanträge
vor: So sollen gemäss eines Minderheitsantrags von Thomas Aeschi (svp, ZG) die
Ergänzungsleistungen nicht separat ausgewiesen werden müssen, wodurch sich die
Belastung für die Kantone verringern würde. Zudem sollten gemäss einer Minderheit de
Courten zumindest die Verlustscheine angerechnet werden. Schliesslich sollten die
Kantone anonymisierte Angaben zu den Empfängerinnen und Empfängern, unter
anderem zur Staatsbürgerschaft, machen müssen (Minderheit Aeschi). 
Es folgte eine angeregte und sehr ausführliche Debatte zu Krankenkassenprämien und
Individualverbilligungen. Die Mitglieder der SP- und Grünen-Fraktion warben für die
Initiative, empfahlen aber auch den Gegenvorschlag zur Annahme, variierten in dessen
Einschätzung aber deutlich: Mattea Meyer (sp, ZH) sprach etwa von einem

VOLKSINITIATIVE
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ANJA HEIDELBERGER
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substanziellen Gegenvorschlag, während ihn Manuela Weichelt (al, ZG) als «Kröte»
erachtete. Die Sprechenden der SVP-Fraktion lehnten sowohl Initiative als auch
Gegenvorschlag als unnütz und zu teuer ab. Die Sprechenden der Mitte-, Grünliberalen-
und FDP-Fraktionen zeigten sich zwar mehrheitlich nicht enthusiastisch gegenüber
dem Gegenvorschlag, empfahlen ihn aber etwa als «tragbar» (Regine Sauter: fdp, ZH)
oder gar als «in sich stimmig und in seiner Grösse ausreichend, um eine echte
Alternative zur Volksinitiative darzustellen» (Jörg Mäder: glp, ZH) zur Annahme. 
Tags darauf schritt der Nationalrat zur Abstimmung über Eintreten auf den
Gegenvorschlag. Mit 134 zu 53 Stimmen sprach sich der Rat für Eintreten und gegen den
Minderheitsantrag de Courten aus. Einstimmig lehnte die SVP-Fraktion Eintreten ab. In
der Folge verwarf die grosse Kammer die Minderheitsanträge Aeschi und de Courten
deutlich. Schliesslich nahm der Nationalrat den indirekten Gegenvorschlag mit 119 zu 66
Stimmen – die Gegenstimmen stammten von der SVP- und von Teilen der
FDP.Liberalen-Fraktion – (bei 2 Enthaltungen) an. Hingegen sprach er sich mit 121 zu 67
Stimmen für eine Empfehlung zur Ablehnung der Volksinitiative und somit gegen die
Minderheit Gysi aus; für eine Annahmeempfehlung stimmten die Fraktionen der SP und
der Grünen. Stillschweigend verlängerte der Rat in der Folge die Behandlungsfrist der
Initiative aufgrund des Gegenvorschlags bis Oktober 2023. 17

Auch die SGK-NR drückte ihre Unterstützung für das Freiburger Modell der
pharmazeutischen Betreuung in Pflegeheimen sowie ihr Bedauern darüber aus, dass
dieses aufgrund der Verordnungsänderung gescheitert war. Sie zeigte sich überzeugt,
dass dieses Modell gemäss geltendem Recht bereits heute angewendet werden könnte.
Die Kommissionsmehrheit wollte es deshalb explizit in das zweite
Kostendämpfungspaket aufnehmen und der Standesinitiative entsprechend Folge
geben, während die Kommissionsminderheit Mäder (glp, ZH) dafür keinen Bedarf sah –
zumal das Modell ja bereits zulässig sei und die Tarifpartner folglich «im Rahmen des
geltenden Rechts eine Lösung finden» sollten. Gleichzeitig erachtete es die Minderheit
aber auch als problematisch für den Risikoausgleich, Patientinnen und Patienten ohne
Erkrankungen Medikamentenkosten zu verrechnen. In der Frühjahrssession 2023 wurde
Minderheitensprecher Mäder noch deutlicher und betonte, dass dieses Modell
kleineren Krankenkassen das «Leben wesentlich schwerer machen» werde. Der
Nationalrat sprach sich dennoch mit 96 zu 82 Stimmen für Folgegeben aus. Gegen
Folgegeben votierten die GLP-Fraktion sowie Mehrheiten der SVP- und der FDP-
Fraktion. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.02.2023
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2023 bekräftigte der Nationalrat seinen Entscheid, auf den
indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates zur Prämien-Entlastungs-Initiative der SP
einzutreten. Kommissionssprecher Jörg Mäder (glp, ZH) erachtete den
Nichteintretensentscheid des Ständerats «schon fast als Arbeitsverweigerung» und
kritisierte ihn als «Geringschätzung der Betroffenen». Zusammen mit dem zweiten
Kommissionssprecher Benjamin Roduit (mitte, VS) bat er den Nationalrat im Namen der
Kommissionsmehrheit um erneutes Eintreten, um die Bevölkerung bei der Bewältigung
der Prämienlast zu unterstützen. Eine Minderheit de Courten (svp, BL) erachtete sowohl
die Initiative als auch den Gegenvorschlag als «Symptombekämpfung» – das eigentliche
Problem seien die steigenden Gesundheitskosten. Man solle daher nicht «aus
abstimmungstaktischen Gründen» einen teuren Gegenvorschlag schaffen, der das
Problem nicht löse. Mit 106 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) erneuerte der Nationalrat
in der Folge seinen Eintretensentscheid, die ablehnenden Stimmen stammten von der
SVP-, einer Mehrheit der FDP- und einer Minderheit der Mitte-Fraktion. Das Geschäft
ging damit zurück an den Ständerat. 19

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.02.2023
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2023 bereinigte das Parlament sowohl die Prämien-Entlastungs-
Initiative der SP als auch deren indirekten Gegenvorschlag. Den Anfang machte der
Nationalrat, der dem Ständerat beim indirekten Gegenvorschlag in allen offenen
Differenzen trotz anderslautender Kommissionsanträge zustimmte. Dadurch setzte sich
der Ständerat unter anderem mit seiner Vorstellung des Gegenvorschlags durch, «der
bezüglich der finanziellen Auswirkungen nochmals milder ausgestaltet ist als derjenige
des Bundesrates», wie es Kommissionssprecher Mäder (glp, ZH) formulierte. So
verzichtete der Nationalrat darauf, dass der Bundesrat den Kantonen vorschreiben
darf, wie die Prämien und das verfügbare Einkommen zur Festlegung des Kantonsanteils
der Prämienverbilligungen berechnet werden. Hier folgte der Rat einer Minderheit de
Courten (svp, BL), während die Kommissionsmehrheit an ihrer Position hatte festhalten
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wollen.
Die zweite grosse offene Frage betraf den Mindestanteil der OKP-Bruttokosten, den die
Kantone übernehmen müssen, sowie damit verbundene Regelungen. Hier lagen drei
Konzepte vor. Der Bundesrat hatte hier ursprünglich vorgeschlagen, dass die Kantone
mindestens 5 Prozent der Bruttokosten übernehmen müssen, wenn die Prämien
weniger als 10 Prozent des Einkommens der einkommensschwächsten Personen
ausmachen. Bei Prämien in der Höhe von 18.5 Prozent des Einkommens wären es im
Minimum 7.5 Prozent der Bruttokosten, dazwischen sollte es eine lineare Abstufung
geben. Diesem Vorschlag wollte auch eine Minderheit I Prelicz-Huber (gp, ZH) folgen.
Die Kommissionsmehrheit wollte hingegen dem Ständerat folgen, der den minimalen
Grenzwert bei 11 statt 10 Prozent und die bei diesem Grenzwert zu übernehmenden
Anteile der Bruttokosten bei 3.5 statt 5 Prozent festlegen wollte. Kommissionssprecher
Roduit (mitte, VS) erachtete damit das Hauptziel des Gegenvorschlags, die
Verpflichtung der Kantone zur Prämienverbilligung an die bedürftigsten Personen, als
erfüllt. Gleichzeitig verhindere man damit eine Überlastung des Gemeinwesens. Eine
Minderheit Meyer (sp, ZH) war, ebenso wie die Minderheit I Prelicz-Huber, der Ansicht,
der Mehrheitsvorschlag decke «nicht mal einen Bruchteil der Kosten der
Prämienexplosion von diesem Jahr [...] ab[...]», und forderte eine deutlich stärkere
Prämienverbilligung als von der Mehrheit und vom Bundesrat vorgeschlagen. Mit 105 zu
86 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und 104 zu 86 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich
der Nationalrat zugunsten des Mehrheitsantrags gegen beide Minderheitsanträge aus.
Erneut setzten sich die SVP- sowie Mehrheiten der FDP- und der Mitte-Fraktionen
durch.

Nachdem der Nationalrat tags zuvor den indirekten Gegenvorschlag bereinigt hatte,
setzte der Ständerat die Debatte zur Initiative fort. In zahlreichen Wortmeldungen
legten die Sprechenden abschliessend noch einmal ihre Gründe für und gegen die
Initiative dar, die im Rahmen der Debatte zum indirekten Gegenvorschlags ebenfalls
bereits ausführlich erläutert worden waren. Abschliessend entschied sich der
Ständerat, Stimmbevölkerung und Kantonen die Initiative mit 33 zu 11 Stimmen zur
Ablehnung zu empfehlen. Einzig die Mitglieder der SP- und der Grünen-Fraktion
sprachen sich für eine Empfehlung auf Annahme aus.

In den Schlussabstimmungen Ende der Herbstsession 2023 hiess der Nationalrat den
Bundesbeschluss mit der Ablehnungsempfehlung mit 123 zu 70 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) gut, der Ständerat mit 32 zu 11 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Den indirekten
Gegenvorschlag nahm das Parlament, abgesehen von einer ablehnenden Stimme eines
Mitglieds der Mitte-Fraktion im Ständerat (41 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltungen), beinahe
einstimmig an (Nationalrat: 195 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung). Die SP zeigte sich mit
dem indirekten Gegenvorschlag jedoch nicht abschliessend zufrieden und kündigte an,
an ihrer Initiative festzuhalten. Über diese wird folglich im Jahr 2024 abgestimmt
werden. 20
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